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Beratungsfolge
Rat 14.12.2022 TOP O 10

Beratungsgegenstand

Gebuhrenkalkulation Abfallentsorgung

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Ahaus genehmigt den Betriebsabrechnungsbogen 2021 (Anlage 01), billigt die
Gebuhrenkalkulation fur die offentliche Abfallentsorgung fur das Haushaltsjahr 2023 (Anlage 02)
und beschliel3t die folgende

Satzung uber die
Abfall- und Kreislaufwirtschaft in der Stadt Ahaus
vom

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW, S. 666), zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), in der jeweils geltenden Fassung;
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBI. |1 2012, S. 212 ff.), zuletzt ge-
andert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436), in der jeweils gel-
tenden Fassung; des § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung (GewAbfV) vom 18. April 2017

(BGBI. | S. 896), zuletzt geandert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 2022 (BGBI. | S.
700), in der jeweils geltenden Fassung; des Elektro- und Elektronikgerategesetzes (ElektroG)
vom 20.10.2015 (BGBI. |1 2015, S. 1739 ff.), zuletzt gedndert durch Artikel 23 des Gesetzes vom
10. August 2021 (BGBI. | S. 3436), in der jeweils geltenden Fassung; des Batteriegesetzes
(BattG) vom 25.06.2009 (BGBI. 1 2009, S. 1582, zuletzt geadndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 3. November 2020 (BGBI. | S. 2280), in der jeweils geltenden Fassung; des Verpackungs-
gesetzes (VerpackG - Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushaltsnahen Getrennthal-
tung von wertstoffhaltigen Abfallen vom 05.07.2017 — BGBI. 1 2017, S. 2234 ff.), zuletzt geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. September 2021 (BGBI. | S. 4363); der §§ 5, 8 und 9 des
Abfallgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988 (GV. NRW, S.
250), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 136), in der jeweils gel-
tenden Fassung; der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.10.1969 (GV. NRW, 1969 S. 712), zuletzt geandert durch Gesetz vom

19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), in der jeweils geltenden Fassung sowie des

§ 17 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. Februar 1987 (BGBI. I, S. 602), zuletzt geandert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 5. Okto-
ber 2021 (BGBI. | S. 4607), in der jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Ahaus in sei-
ner Sitzung vom folgende Satzung beschlossen:

§1
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Aufgaben und Ziele

Die Stadt Ahaus betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach Maligabe der Gesetze
und dieser Satzung als 6ffentliche Einrichtung. Diese o6ffentliche Einrichtung wird als ,kom-
munale Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtliche und wirtschaftli-
che Einheit.

Die Stadt Ahaus erflllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr gesetz-
lich zugewiesen sind:

1. Einsammeln, Annehmen und Beférdern von Abfallen nach § 2 und der Anlage 1, die im
Stadtgebiet anfallen. Anlage 1 ist Bestandteil dieser Satzung.

2. Information und Beratung Uber die Moglichkeiten der Vermeidung, Vorbereitung zur Wie-
derverwendung, Verwertung und Entsorgung von Abféllen im Rahmen ihrer Zustandigkei-
ten.

3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straldenpapierkdrben, soweit dies nach den
ortlichen Gegebenheiten abfall- und umweltrechtlich erforderlich ist.

4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit zugang-
lichen Grundstiicken im Stadtgebiet.

Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung und Deponierung der Ab-
falle wird vom Kreis Borken nach einer von ihm hierflr erlassenen Abfallsatzung wahrge-
nommen.

Die Stadt Ahaus kann sich zur Durchfiihrung der Aufgaben nach den Absatzen 1 und 2 Drit-
ter bedienen bzw. abfallrechtliche Aufgaben nach § 5 Absatz 6 Satz 4 und Absatz 7 LAbfG
NRW dem Kreis Borken Ubertragen.

Die Stadt Ahaus wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen, die auf Grundstlicken oder in
offentlichen Einrichtungen der Stadt durchgefuhrt werden die MaRgaben des § 2 LAbfG
NRW beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsgiter verwendet werden, die sich
durch Wiederverwendbarkeit oder Verwertbarkeit auszeichnen.

§2
Abfallentsorgungsleistungen der Stadt Ahaus

Die Entsorgung von Abféllen durch die Stadt Ahaus umfasst das Einsammeln, Annehmen
und Befdrdern der Abfalle zu den Abfallentsorgungsanlagen oder Millumschlagstationen des
Kreises Borken, wo sie sortiert, zur Wiederverwendung vorbereitet, verwertet oder umwelt-
vertraglich beseitigt werden. Wiederverwertbare Abfélle werden - soweit erforderlich (§ 9
KrWG) - getrennt eingesammelt bzw. angenommen und beférdert, damit sie einer Verwer-
tung zugefuhrt werden kdnnen. Bei den eingesammelten und angenommenen Abfallen han-
delt es sich insbesondere um Siedlungsabfalle im Sinne des § 3 Abs. 5 a Kr'WG. Hierunter
zahlen u.a. nicht Bau- und Abbruchabfalle sowie Kraftfahrzeuge und Teile von Kraftfahrzeu-
gen, fur deren Entsorgung die vom Kreis Borken beauftragte Entsorgungsgesellschaft (EGW
mbH) bzw. andere abfallrechtlich zertifizierte private Unternehmen nach den abfallrechtlichen
Vorschriften herangezogen werden konnen (siehe § 3).

Im Einzelnen erbringt die Stadt Ahaus gegenuber den Benutzern der kommunalen Abfallent-
sorgungseinrichtung im Rahmen der Anlage 1 folgende Abfallentsorgungsleistungen in ge-
trennter Erfassungs- bzw. Annahmeform:

1. Gestellung der Abfallbehalter (Restmdll- und Altpapier-Container, Restmiill-, Bioabfall-,
Altpapiergefafie) und Restmdllsacke.

2. Einsammlung und Beférderung von Restmill. Unter Restmilill sind die Siedlungsabfalle
zu verstehen, die nach Aussortierung der Abfalle nach Nr. 3. bis Nr. 10., der Einweg-
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Verpackungen nach § 3 Absatz (2) und der sonst nach § 3 dieser Satzung ausgeschlos-
senen Abfalle Ubrig bleiben und von den von der Stadt Ahaus zur Verfigung gestellten
Restmdiligefalie erfasst werden kénnen.

3. Einsammlung, Annahme und Beférderung von Bioabfallen (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
KrWG). Unter Bioabfallen sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren
Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG). Insbesondere sind dies Nahrungsmit-
tel- und Kiichenabfalle sowie Grin- und Gartenabfalle.

4. Einsammlung, Annahme und Beférderung von Altpapier (Papier, Pappe, Karton - PPK)
—(§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 KrWG). Hierzu gehért Altpapier, welches keine Einweg-
Verpackung (§ 3 Abs. 1 VerpackG) aus PPK darstellt, wie z. B. Zeitungen, Zeitschriften,
Blcher, Ordner und Schreibpapier. Einweg-Verkaufsverpackungen aus PPK werden
ebenfalls erfasst, sind aber dem privatwirtschaftlichen Dualen System auf der Grundlage
der §§ 13 ff. VerpackG zugeordnet (siehe § 2 Abs. 3).

5. Annahme und Befdrderung von Kunststoffabfallen (Hartkunststoffe), soweit es sich nicht
um Einweg-Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
KrwaG).

6. Annahme und Beférderung von Metallabféallen, soweit es sich nicht um Einweg-
Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 KIWG).

7. Annahme und Befdrderung von Glasabfallen, soweit es sich nicht um Einweg-
Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG oder um Bauabfalle (z.B. Fensterscheiben)
handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 KrWG und § 2 Abs. 3).

8. Annahme und Beférderung von Altholz aus privaten Haushalten nach den Klassen Al bis
Alll der Altholzverordnung (AltholzV und § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 KrWG). Hierunter fal-
len nicht Bauholz, Abbruchholz, Gartenhitten, Kleintierstalle, Decken- und Bodenbela-

ge.
9. Annahme und Beférderung von sonstigen sperrigen Abfallen aus privaten Haushaltun-
gen (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 KrWG).

10. Annahme und Beférderung von Elektro- und Elektronik-Altgeraten nach dem Elektro-
und Elektronikgerategesetz (ElektroG) und § 15 Abs. 2.

11. Annahme und Beférderung von Altbatterien und Altakkumulatoren nach § 13 des Geset-
zes Uber das Inverkehrbringen, die Rucknahme und die umweltvertragliche Entsorgung
von Batterien und Akkumulatoren (Batteriegesetz — BattG).

12. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von StralRenpapierkorben, soweit dies nach den
ortlichen Gegebenheiten abfall- und umweltrechtlich erforderlich ist.

13. Einsammlung und Transport von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der All-
gemeinheit zuganglichen Grundsticken im Stadtgebiet.

14. Betrieb einer Wertstoff- und Sperrmullannahmestelle (Wertstoffhof) an der Max-Planck-
Strafl3e 1 in Ahaus zwecks Annahme von Abféllen nach §15.

15. Information und Beratung Uber die Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung,
Sortierung, Getrennthaltung, Verwertung und Entsorgung von Abféllen im Rahmen der
Zustandigkeiten der Stadt Ahaus als 6ffentlich-rechtlicher Entsorgungstrager.

Das Einsammeln, Annehmen und Beférdern der o0.g. Abfélle erfolgt gemalR § 9und § 9 a
KrWG durch eine grundsticksbezogene Einsammlung von Restmdll (Nr. 2.), Bioabfallen (Nr.
3.) und PPK-Abfallen (Nr. 4.) Gber Restmdll- und Altpapier-Container, Restmiuill-, Biomdill-,
Altpapiergefalle und Restmuillsdcke und dariber hinaus durch eine getrennte Annahme von
Abfallen auBerhalb der regelmafigen grundsticksbezogenen Abfallentsorgung im Bringsys-
tem nach § 15 mit einer Abgabemdglichkeit von Sperrmall (Nr. 9.) , Altholz (Nr. 8.), Kunst-
stoff- (Nr. 5.), Metall- (Nr. 6.), PPK- (Nr. 4.), Glasabfalle (Nr. 7.), Elektro- und Elektronik-
Altgeraten (Nr. 10) und sperrigen Grun- und Gartenabfallen (Nr. 3) am Wertstoffhof der Stadt
Ahaus. Diese Aufgaben des Einsammelns, Annehmens und Beférderns werden im Rahmen
dieser Satzung und der abfallrechtlichen Vorschriften des Bundes, des Landes NRW sowie
der Abfallbeseitigungssatzung des Kreises Borken wahrgenommen. Die naheren Einzelhei-
ten sind in den §§ 9 - 15 und der Anlage 1 geregelt und werden Uber den Abfallkalender mit-
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tels Postwurfsendung allen Haushalten der Stadt Ahaus bekannt gegeben.

Das Einsammeln und Beférdern von gebrauchten Einwegverpackungen aus Glas, Pa-
pier/Pappe/Karton, Metall, Kunststoffen und Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des rein pri-
vatwirtschaftlichen Dualen Systems zur Einsammlung, Sortierung und Verwertung von ge-
brauchten Einweg-Verpackungen auf der Grundlage der §§ 13 ff. des Verpackungsgesetzes
(VerpackG). Dieses privatwirtschaftliche Duale System ist kein Bestandteil der 6ffentlichen
Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Ahaus. Es werden im Rahmen dieser Satzung und
unter Berlcksichtigung der Abstimmungsvereinbarung mit den privaten Systembetreibern
gemal § 22 VerpackG lediglich flankierende Regelungen dahin gehend getroffen, welche
Abfalle (Einwegverpackungen) in die Erfassungsbehaltnisse gelbe Tonne/gelber Container
und dezentral aufgestellte dreifarbgetrennte Altglascontainer des privatwirtschaftlichen Sys-
tems eingeworfen werden muissen. Die Erfassung von Einweg-Verpackungen aus Pa-
pier/Pappe/Karton erfolgt zusammen mit der 6ffentlich-rechtliche Altpapiererfassung fur
Druckerzeugnisse, Zeitungen und Zeitschriften tber die blauen Altpapiercontainer und Alt-
papiergefalie und darliber hinaus auch Uber den Wertstoffhof der Stadt Ahaus. Dieser steht
u.a. auch fiir die Abgabe von Ubermengen an Einweg-Verpackungen bzw. Leichtverpackun-
gen (LVP) zur Verfugung. Weitere Informationen geben die Anlage 1 dieser Satzung, der Ab-
fallkalender hinsichtlich der Leerungstermine der gelben Tonnen und die Abfallberatung der
Stadt Ahaus.

§3

Von der Stadt Ahaus ausgeschlossene Abfille

Vom Einsammeln und Befdrdern durch die Stadt Ahaus sind gemaf § 20 Abs. 2 KrWG mit
Zustimmung der zustandigen Behdrde ausgeschlossen:

1. Abfalle, die aufgrund eines Gesetzes (z. B. VerpackG) oder einer Rechtsverordnung
nach § 25 KrWG einer Rucknahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechende Rick-
nahmevorrichtungen tatsachlich zur Verfliigung stehen und bei denen die Stadt Ahaus
nicht durch Erfassung als ihr Ubertragene Aufgabe bei der Ricknahme mitwirkt (§ 20
Abs. 3 Satz1 KrWG). Vorgenannte Abfalle sind von den Ubrigen Abféllen getrennt zu
halten und der dafir vorgesehenen Einrichtung zur Verwertung zu Gbergeben bzw. zur
Verfligung zu stellen (siehe § 2 Absatz 3).

2. Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen,
insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit diese nach Art, Menge oder
Beschaffenheit entsprechend dieser Satzung nicht mit den in Haushaltungen anfallen-
den Abfallen eingesammelt, beférdert oder beseitigt werden kénnen oder die Sicherheit
der umweltvertraglichen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des Lan-
des durch einen anderen o6ffentlich-rechtlichen Entsorgungstrager oder Dritten gewahr-
leistet ist (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG). Dies sind hinsichtlich Art und Beschaffenheit die
Abfalle, die nicht von der Anlage 1 erfasst sind. Hinsichtlich der Menge sind die Grenzen
in § 9 Absatz 2 dieser Satzung gesetzt. Die Entscheidung hiertber trifft die Stadt im
Rahmen der abfallrechtlichen Vorschriften.

3. Die Sammlung und Beférderung von Altkleidern, Alttextilien und Altschuhe Gbernimmt ab
dem 01.01.2015 der Kreis Borken als offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager. Die Auf-
gabenlbertragung ist gemaR § 23 Absatz 1 des Gesetzes lUber die kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG NRW) durch o&ffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 26.05.2014 er-
folgt.

4. Die Sammlung, Beférderung und Entsorgung von Abfallen aus privaten Haushaltungen,
die wegen ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allge-
meinheit einer getrennten Entsorgung bedirfen (geféhrliche Abfélle i. S. d. § 3 Abs. 5
Kr'wG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) vollzieht sich nach
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§ 4 der Abfallentsorgungssatzung des Kreises Borken. Fir Kleinmengen bis 30 kg je Ab-
fallcharge hat der Kreis Borken Uber die von ihr beauftragte EGW mbH das Schadstoff-
mobil eingesetzt. Auch Kleinmengen vergleichbarer Abfalle aus Gewerbe- und Dienst-
leistungsbetrieben, soweit sie mit den in Satz 1 genannten Abfallen entsorgt werden
kénnen, werden hierliber erfasst (§ 5 Abs. 3 LAbfG NRW). Gefahrliche Abfalle sind ge-
maR § 9 a KrwG vom Abfallerzeuger (§ 3 Abs. 8 KrWG) bzw. Abfallbesitzer (§ 3 Abs. 9
KrWG) von anderen Abfallen getrennt zu halten und dem Kreis Borken bzw. dem von
ihm beauftragten Dritten (EGW mbH) zu Uberlassen (Uberlassungspflicht). Die Erfas-
sung dieser Abfalle ist in Abstimmung mit dem Kreis Borken von der Stadt Ahaus aus-
geschlossen. Zu den gefahrlichen und schadstoffhaltigen Abféllen zahlen u.a. Farben,
Lacke, Pflanzen- und Holzschutzmittel, Sauren, Altmedikamente und scharfe Reini-
gungsmittel. Die Standorte bzw. Sammelstellen und die Sammeltermine des Schad-
stoffmobils werden Uber den Abfallkalender der Stadt Ahaus bekannt gegeben.

5. Die Sammlung, Beférderung und Entsorgung von Bau- und Abbruchabféllen, Kraftfahr-
zeugen und Kraftfahrzeugteilen wird von der Stadt Ahaus ausgeschlossen. Sie zahlen
nicht zu den Siedlungsabfallen gem. § 3 Absatz 5a KrWG. Zu den Bau- und Abbruchab-
fallen zahlen u.a. auch Zimmertiren, Deckenvertafelungen, fest oder schwimmend ver-
legte FulRbodenbelage, Gartenhitten und Kleintierstalle. Diese Abfalle sind nach den
entsprechenden abfallrechtlichen Regelungen lber die vom Kreis Borken beauftragte
EGW mbH oder andere zertifizierten Entsorgungsunternehmen zu entsorgen. Ausklnfte
hierzu erteilen die Abfallberatungen der Stadt Ahaus und des Kreises Borken.

6. Die Abgabe von Abfallen nach § 2 Absatz 2 Nr. 3, 8, und 9 am Wertstoffhof der Stadt
Ahaus ist aus Gruinden der Gleichbehandlung der Nutzungsberechtigten begrenzt auf
haushaltsibliche Mengen bis zu 3 m? je Anlieferung. Gewerbliche Anlieferungen von
Abfallen am Wertstoffhof der Stadt Ahaus sind grundsatzlich ausgeschlossen.

Die Stadt Ahaus kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zustandigen
Behorde widerrufen, wenn die Voraussetzungen fur den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§
20 Abs. 2 Satz 3 KrIWG).

§4

Anschluss- und Benutzungsrecht

Jeder Eigentimer eines im Gebiet der Stadt Ahaus liegenden Grundstiicks ist im Rahmen
der §§ 2 und 3 berechtigt, von der Stadt Ahaus den Anschluss seines Grundstlickes an die
kommunale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht).

Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt Ahaus haben
im Rahmen der §§ 2 und 3 dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grundstlicken oder sonst
bei ihnen anfallenden Abfalle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu tUberlassen
(Benutzungsrecht).

§5

Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Eigentumer eines im Gebiet der Stadt Ahaus liegenden Grundstlckes ist verpflichtet,
sein Grundstlick an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzuschlief’en, wenn das
Grundstiuck von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang).
Der Eigentimer eines Grundstlckes als Anschlusspflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer
(z.B. Mieter, Pachter) auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen
Grundstlickes ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 und 3 die auf seinem Grundstick oder
sonst bei ihm anfallenden Abfalle zur Beseitigung und Abfalle zur Verwertung aus privaten
Haushaltungen der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu Uberlassen (Benutzungs-
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zwang). Abfalle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KWG i.V.m. § 2
Nr. 2 GewAbfV Abfalle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensfihrung
anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehoérigen Grundstiicks- oder Gebaudeteilen
sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des be-
treuten Wohnens.

Eigentimer von Grundstlicken und Abfallerzeuger/-besitzer auf Grundsticken, die nicht zu
Wohnzwecken, sondern anderweitig z. B. gewerblich/industriell genutzt werden, haben ge-
maf § 17 Abs. 1 Satz 2 KrWG gleichermalien die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf
diesen Grundstiicken Abfalle zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs.1 Satz 2, 2. Halbsatz
KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 GewAbfV fir gewerbliche Siedlungsabfalle im Sinne des
§ 2 Abs. 1 GewAbfV eine Pflicht-Restmilltonne nach den Erfordernissen einer geordneten
Abfallentsorgung zu benutzen. Gewerbliche Siedlungsabfalle sind nach § 2 Nr. 1 GwAbfV
Siedlungsabfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel
20 der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgefiihrt sind, insbesondere gewerbliche und industri-
elle Abfalle, die Abfallen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit und Zu-
sammensetzung ahnlich sind sowie Abfalle aus privaten und &ffentlichen Einrichtungen. Ab-
falle gelten als angefallen, wenn erstmalig die Begriffsmerkmale in § 3 Abs. 1 KrWG erfullt
sind. Das sog. Huckepackverfahren ist unzulassig, d. h. angefallener Restmdill darf als ge-
mischter Siedlungsabfall (Abfallschliissel-Nummer 20 03 01) nicht mit anderen Abfallen, die
einer anderen Abfallschliissel-Nummer der Anlage zur Abfallverzeichnisverordnung zuzuord-
nen sind, entsorgt werden. Im Ubrigen gilt Abfall zur Beseitigung als angefallen, wenn kon-
krete Verwertungsmaflnahmen durch den gewerblichen Abfallbesitzer/-erzeuger unter Be-
achtung der Vorgaben zur Trennung von Abfallen in den §§ 3 und 4 GewAbfV nicht schllussig
und nachvollziehbar aufgezeigt werden kdnnen. Dieses ist z. B. bei benutzten Staubsauger-
beuteln, benutzten Papiertaschen- bzw. Papierklchentlichern, Kichenschwammen, Keh-
richt, benutzten Damenbinden und Tampons, Kehricht, Zigarettenkippen sowie zerbroche-
nem Porzellan anzunehmen. Die Zuteilung des Gefalivolumens fur die Pflicht-Restmulltonne
erfolgt auf der Grundlage des § 10 Abs. 5 dieser Satzung. Darluber hinaus besteht die MAg-
lichkeit der freiwilligen Benutzung einer Biotonne, damit die Fehlwurfquote bezogen auf Glas
und Bioabfélle von nicht mehr als 5 % in einem Abfallgemisch eingehalten werden kann,
welches gemal den §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 1 GewAbfV einer Vorbehandlungsanlage zuzufiih-
ren ist.

Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch fur Grundstucke,
die anderweitig z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu
Wohnzwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstlicke). Die Nutzung einer
gemeinsamen Restmdilltonne durch die privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besit-
zer von gewerblichen Siedlungsabfallen ist auf Antrag maoglich.

Das Verbrennen von pflanzlichen Abféllen ist durch ,Allgemeinverfigung zur Verbrennung
von Schlagabraum im Gebiet der Stadte Ahaus und Vreden vom 17.09.2007“ geregelt wor-
den.

§6

Ausnahmen vom Benutzungszwang

Ein Benutzungszwang nach § 5 besteht nicht,

soweit Abfalle gemal § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungs-
einrichtung ausgeschlossen sind;

soweit Abfalle einer Riicknahme- oder Riickgabepflicht aufgrund einer Rechts-verordnung
nach § 25 KrWG unterliegen und die Stadt Ahaus an deren Ricknahme nicht mitwirkt (§ 17
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG);

soweit Abfalle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig zu-
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riickgenommen werden, wenn dem zurlicknehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die
zustandige Behdrde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 3 oder
Abs. 4 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG);

soweit Abfalle zur Verwertung, die nicht gefahrlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind,
durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG zulassige gemeinniitzige
Sammlung einer ordnungsgemaflen und schadlosen Verwertung zugefihrt werden;

soweit Abfalle, die nicht gefahrlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach §
17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulassige gewerbliche Sammlung einer ord-
nungsgemafien und schadlosen Verwertung zugefihrt werden.

§7
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung

Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Abfallentsorgungs-einrichtung
besteht bei Grundstlicken, die von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wer-
den, soweit der/die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige schlissig und nachvollziehbar
nachweist, dass er/sie nicht nur willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage ist,
alle auf dem Grundstiick anfallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemaf und schadlos
i.5.d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstiick selbst so zu behandeln, dass eine Beein-
trachtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch Gerliche oder Siedlungsunge-
ziefer (z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung). Die Stadt Ahaus stellt auf der Grund-
lage der Darlegungen des/der Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und in-
wieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemaR § 17 Abs. 1 Satz 1,
2. Halbsatz KrWG besteht.

Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei Grundstlicken, die nicht
zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. industriell oder gewerblich genutzt werden,
wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er die bei ihm anfallenden Abfalle
zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und kein Uberwiegendes 6f-
fentliches Interesse eine Uberlassung der Abfalle zur Beseitigung erfordern. Die Stadt Ahaus
stellt auf der Grundlage der Darlegungen des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen
fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemaf § 17 Abs. 1 Satz 2,
2. Halbsatz KrWWG i.V.m. § 7 GewAbfV besteht.

§8
Entsorgung ausgeschlossener Abfalle/
Selbstbeforderung zu Abfallentsorgungsanlagen

Erzeuger und Besitzer von Abfallen, deren Einsammeln und Beférdern durch die Stadt Ahaus
gemal §§ 2 und 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist, sind verpflichtet, ihre Abfalle zum Zwecke
des Verwertens, Behandelns, Lagerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung uber die Ab-
fallentsorgung im Kreis Borken zu der vom Kreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanla-
ge oder Abfallentsorgungsanlage zu beférdern oder beférdern zu lassen. Soweit der Kreis das
Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfalle ebenfalls ausgeschlossen hat, sind die Abfalle
zum Zwecke des Behandelns, Lagerns oder Ablagerns zu einer sonstigen daflr abfallrechtlich
zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu beférdern oder beférdern zu lassen. Die abfallrechtli-
chen Regelungen sind einzuhalten.

§9
Abfallbehalter und Abfallsacke
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Die Stadt Ahaus bestimmt nach Maligabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck
der Abfallbehalter, deren Standplatz fur die Entleerung, ob und wie die Abfalle voneinander
getrennt zu halten sind sowie die Haufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr.

Fir das Einsammeln von Abfallen sind folgende Abfallbehalter und Abfallsdcke zugelassen:

blaue Abfallbehalter flr Altpapier in den GefaldgroRen 240 | und 1.100 |,

braune Abfallbehalter oder graue Abfallbehalter mit braunem Deckel flr Bioabfalle in den
GefalRgroRen 80 1, 120 | und 240I,

c. graue Abfallbehalter in den Gefaligrolen 80 I, 120 1, 240 | und 1.100 | fur Restmdll,

d. fiur Restmdlimengen, fur die die Kapazitat der Restmdilltonne voribergehend nicht aus-
reicht und die sich zum Einsammeln in Abfallsdcken eignen, kdnnen von der Stadt Ahaus
gegen Gebuhr zugelassene graue 60I-Restmillsdcke vom Blrgerbiro der Stadt Ahaus
bezogen werden. Die gefullten Restmullsdcke werden zusammen mit den Abfallen der
Restmilltonne eingesammelt.

§ 10
Anzahl und GroRe der Abfallbehalter

Jeder Grundstlckseigentiimer, der dem Anschluss- und Benutzungszwang (§ 6) unterliegt,
hat in jeweils ausreichendem MalRe die Aufstellung von Abfallbehaltern nach § 9 zu dulden
und zwar:

a. mindestens einen blauen Abfallbehalter fur Altpapier (PPK) in der Grélienordnung 240 |,
soweit nicht eine Regelung nach § 13 dieser Satzung getroffen worden ist,

b. mindestens einen braunen Abfallbehalter oder grauen Abfallbehalter mit braunem De-
ckel fur Bioabfalle in den GefallgrofRen 80 I, 120 | oder 240 |, soweit nicht eine Regelung
nach § 13 getroffen worden ist, und

c. mindestens einen grauen Abfallbehalter fir Restmill in den Gefaldgrofien 80 I, 120 |,
240 | oder 1.100 | (Restmull-Container).

Das notwendige Mal der Gefalzgréfle(n) hangt von der Personenzahl und dem Anfall der
Abfallmenge ab.

Wird festgestellt, dass Wertstoffsammelgefae (Bioabfall-, Altpapiergefale und gelbe Ton-
nen) mit Restmiill, anderen Wertstoffen oder sonstigen Abféllen ganz oder teilweise entge-
gen ihrer Zweckbestimmung falsch befillt sind, ist dieses Abfallgemisch als Restmull auf3er-
ordentlich zu entsorgen. Der Grundstlickseigentimer hat die zusatzlichen Entsorgungskos-
ten zu tragen. Der Abfallbesitzer/-erzeuger ist allerdings eigenverantwortlich und auf eigene
Gefahr berechtigt, das Abfallgemisch einer Nachsortierung zu unterziehen und die Abfalle
ordnungsgemal fur die Abfallentsorgung bereitzustellen.

Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen auf der Grundlage einer fototech-
nischen Dokumentation festgestellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behaltervolumen nicht
ausreicht, so hat der Grundstickseigentimer die Aufstellung eines AbfallgefalRes mit dem
nachst groReren Behaltervolumen zu dulden (z. B. 120 Liter statt 80 Liter).

Wird bei drei aufeinander folgenden Entleerungsterminen auf der Grundlage einer fototech-
nischen Dokumentation festgestellt, dass Bioabfallgefale oder AltpapiergefalRe mit Restmdill
oder anderen Abfallen falsch befiillt worden sind, so werden wegen der damit verbundenen
Verhinderung einer ordnungsgemalen und schadlosen Verwertung dieser Abfalle die Bioab-
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fall- und/oder Altpapiergefalle abgezogen und durch Restmiiligefalle mit einem entspre-
chenden Fassungsvolumen der abgezogenen Bioabfall- und Altpapiergefalie ersetzt.

Fur die Abfuhr von Abféllen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen wird
der Behalterbedarf flr Abfalle zur Beseitigung nach den Erfordernissen einer geordneten Ab-
fallentsorgung individuell im Sinne der GewAbfV von der Stadt unter Zugrundelegung von be-
triebsspezifischen GroRen wie Menge des anfallenden Restmills, Beschéaftigtenzahl, Gewer-
beart und Betriebsflache ermittelt und festgesetzt. Der Anschlusspflichtige erteilt der Stadt
hierzu die notwendigen Informationen. Entsprechend gilt die Regelung fir Falle des
§ 5 Abs. 3.

§ 11
Standplatz und Transportweg fiir Abfallbehélter

Die Abfallbehalter und Abfallsacke sind zu den Abfuhrterminen an die nachstgelegene - fir
die Sammelfahrzeuge ohne Schwierigkeiten befahrbare - 6ffentliche - Stralle zu stellen.
StralRenverkehrsrechtliche und arbeitsschutzrechtliche Vorschriften (z. B. Verbot des Ruck-
wartsfahrens mit Mullfahrzeugen) sind hierbei besonders zu beachten. Den behdrdlichen
Weisungen hierzu ist Folge zu leisten. Wegen der Entleerungstechnik hat die Seite der Off-
nung der Behalter zur Fahrbahn hin zu zeigen. Die AbfallgefalRe sind pro Abfallart moglichst
paarweise zur Leerung zusammen zu stellen. In diesem Zusammenhang obliegt den Blrgern
eine gesteigerte Mitwirkungspflicht bei der Abfalliberlassung.

Fir die im Aulenbereich liegenden Grundstiicke kann die Stadt im Einzelfall etwas anderes
anordnen, soweit die nachstgelegene 6ffentliche Strale fur das Befahren mit Millfahrzeugen
ungeeignet ist.

Die Abfallbehalter sind so aufzustellen, dass Verkehrsteilnehmer nicht behindert oder ge-
fahrdet werden. Die Gefalle sind nach der Leerung unverziglich, spatestens aber mit Ablauf
des Leerungstages von den o6ffentlichen Strallen zu entfernen.

Ist eine 6ffentliche Stralle wegen ihres Strallenzustandes oder aus sonstigen Grinden dau-
ernd oder vorubergehend mit Mullfahrzeugen nicht befahrbar (z.B. Baumalinahmen), sind
die Abfallbehalter unaufgefordert an einer befahrbaren Stralle oder einem befestigten 6ffent-
lichen Wirtschaftsweg zur Entleerung abzustellen. Diese Regelung gilt im Aufenbereich fur
offentliche Wirtschaftswege entsprechend.

§12
Benutzung der Abfallbehélter

Die Abfallbehalter nach § 10 Abs. 1 werden von der Stadt Ahaus gestellt und unterhalten.
Sie bleiben Eigentum der Stadt. Die Stadt Ahaus kann die Gefaligestellung einem Dritten
Ubertragen. Fur die Sauberkeit der Gefalle ist der Grundstlickseigentimer verantwortlich.

Die Abfalle missen in die von der Stadt Ahaus gestellten Abfallbehalter entsprechend deren
Zweckbestimmung eingefiillt werden. Abfalle dirfen nicht in einer anderen Weise zum Ein-
sammeln bereitgestellt oder neben die Abfallbehalter oder Depotcontainer gelegt werden.

Der Grundstlckseigentimer hat dafir zu sorgen, dass die Abfallbehélter allen Hausbewoh-
nern zuganglich sind und ordnungsgemalf’ benutzt werden kénnen und auch benutzt werden.

Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfalle mit Ausnahme der sperrigen Abféalle nach §
15, der ausgeschlossenen Abfalle nach § 3 und der durch § 6 von der Benutzungspflicht



Sitzungsvorlage Nr. V/2022/0580 vom 25.11.2022 Seite 10 von 20

®)

(6)

(7)

(8)

9)

ausgenommenen Abfalle getrennt nach Bioabfallen, Altpapier (PPK) und Restmdll zu halten
und wie folgt zur Einsammlung im Rahmen der Abfallentsorgung durch die Stadt Ahaus be-
reitzustellen:

a. Bioabfalle sind in den braunen bzw. grauen Abfallbehalter mit braunem Deckel einzufil-
len und zur Abholung bereitzustellen.

b. Altpapier (Papier, Pappe und Karton) ist in den blauen Abfallbehélter einzufillen und zur
Abholung bereitzustellen.

c. der verbleibende Restmdill ist in die grauen Abfallbehalter oder Restmiull-Container zu
verflllen und zur Abholung bereitzustellen.

Die Abfallbehalter sind schonend zu behandeln. Sie dirfen nur soweit gefiillt werden, dass
sich der Deckel schlie®en lasst. Abfalle dirfen nicht neben die Abfallbehalter geworfen oder
daneben gestellt werden. Abfalle dirfen nicht in den Abfallbehalter eingestampft oder in
ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug
nicht mehr maoglich ist, weil der Inhalt nicht mehr geschuttet werden kann und hierdurch der
Entleerungs-vorgang ausgeschlossen wird. In den Wintermonaten sind die Abfélle frostfrei
und schittfahig zu halten. Es ist nicht gestattet, brennende, gliihende oder heil3e Abfalle in
Abfallbehalter zu fullen oder Abfalle im Abfallbehalter zu verbrennen. Die Abfallbehalter dur-
fen das zulassige Gesamtgewicht (240 I-Gefall = 110 kg, 120 I-Gefald = 60 kg, 80 I-Gefal =
50 kg) nicht Gberschreiten.

Sperrige Gegenstande, Schnee und Eis sowie Abfalle, welche die Abfallbehalter oder das
Sammelfahrzeug beschadigen oder ungewdhnlich verschmutzen kénnen, dirfen nicht in die
Abfallbehalter und Abfallsacke gefullt werden.

Die Haftung fur Schaden, die vor allem durch unsachgemafie Behandlung der Abfallbehalter
oder durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstande an den Sammelfahrzeugen entste-
hen, richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften.

Die Stadt Ahaus gibt die Termine fir die Einsammlung von Abfallen, den Standort
und die Offnungszeiten des Wertstoffhofes und die Standorte der Altglas- und Altkleider-
Depotcontainer (Sammelcontainer) Uber den Abfallkalender rechtzeitig bekannt. Der Abfall-
kalender wird jahrlich per Postwurfsendung an alle Haushalte verschickt und ist zusatzlich
am Burgerburo der Stadt Ahaus und im Internet unter www.stadt-ahaus.de erhaltlich.

Zur Vermeidung von Larmbelastigung dirfen Depotcontainer fur Altglas nur werktags in der
Zeit von 07.00 Uhr bis 20.00 Uhr benutzt werden.

§13
Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft

Auf Antrag der Grundstlickseigentimer kann eine Entsorgungsgemeinschaft fur zwei unmittelbar
benachbarte Grundstlicke zugelassen werden. Die in der Entsorgungs-gemeinschaft zugelasse-
nen Grundstickseigentumer haften gegenuber der Stadt Ahaus im Hinblick auf die zu zahlenden
Abfallentsorgungsgebuhr als Gesamt-schuldner im Sinne der §§ 421 ff. BGB.

§14
Haufigkeit und Zeit der Leerung
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(1) Die blauen Abfallgefalie flr Pappe, Papier und Karton werden im 4-Wochen-Rhythmus ent-
leert.

(2) Die 1.100 I-Container fur Restmull werden je nach Bedarf 4-wochentlich, 14-taglich, einmal
wochentlich und zweimal wochentlich geleert.

(3) Die grauen Abfallbehélter fir Restmill und die Restmillsdcke werden im 4-Wochen-
Rhythmus entleert.

(4) Die braunen Abfallbehalter bzw. die grauen Abfallbehalter mit braunem Deckel flr Bioabfalle
werden in den Monaten April bis November im 2-Wochen-Rhythmus und in den Monaten De-
zember bis Marz im 4-Wochen-Rhythmus geleert.

(5) Die Termine fur die Leerung der Gefalle und die Einsammlung der Abfallsacke sowie not-
wendige Anderungen (z.B. Feiertagsregelung usw.) werden von der Stadt bestimmt und
rechtzeitig Gber den Abfallkalender bzw. die Tagespresse bekannt gegeben.

(6) Die Abfallentsorgung erfolgt grundsatzlich werktags in der Zeit von 06.00 Uhr bis 18.00 Uhr.
Die Abfallbehalter und Abfallsacke missen am Leerungstag bis 06.00 Uhr bereitgestellt wer-
den.

§ 15
Wertstoffhof der Stadt Ahaus
(Entsorgung von sperrigen Abféllen,
Elektro- und Elektronik-Altgeraten und Altbatterien)

(1) Fur die Entsorgung von sperrigen von der Stadt Ahaus zugelassenen Abfallen von An-
schlussberechtigten und anderen Abfallbesitzern im Gebiet der Stadt Ahaus, die wegen ihres
Umfanges oder ihres Gewichts nicht in den nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehal-
tern eingeflllt werden kénnen, betreibt die Stadt bzw. ein von ihr beauftragter Dritter eine
Wertstoff- und Sperrmullannahmestelle (Wertstoffhof). Die Entsorgung des Sperrmulls und
der sperrigen Griin- und Gartenabfélle erfolgt hier im Bringsystem. Lage und Offnungszeiten
des Wertstoffhofes und die Annahmebedingungen werden von der Stadt Gber den Abfallka-
lender bekannt gegeben. Im Rahmen der Anlieferung dieser sperrigen Abfélle sind die Ge-
trennthaltungspflichten nach § 2 Absatz 2 einzuhalten. Fir die Annahme dieser Abfalle gilt
die Anlage 1 entsprechend. Den Anweisungen des Personals des Wertstoffhofes ist Folge zu
leisten, die Platzordnung mit den Sortiervorgaben ist einzuhalten. Sperrige Abfalle zahlen
gemal § 3 Abs. 5 a Nr. 1 KrWG ebenfalls zu den Siedlungsabfallen im Sinne des § 14 Abs.

1 KIWG.

(2) Elektro- und Elektronik-Altgerate i. S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind vom Endnutzer als Besitzer
der Altgerate gemaf § 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG vom Ubrigen Siedlungsabfall getrennt zu
halten und gesondert zum Wertstoffhof der Stadt Ahaus zu bringen (§§ 13, 14 ElektroG). Be-
sitzer von Altgeraten haben Altbatterien und Altakkumulatoren, die nicht von Altgeraten um-
schlossen sind, gemaR § 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe am Wertstoffhof von
diesen zu trennen und der gesonderten Altbatterien-Entsorgung der Vertreiber nach 9 Ab-
satz 1 BattG oder des Kreises Borken Uber das Schadstoffmobil der EGW mbH zuzufihren.
Dieses gilt gemaf} § 10 Abs. 1 Satz 3 ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 Satz 2 und
Satz 3 ElektroG Altgerate separiert werden, um sie fir die Wiederverwendung vorzubereiten.

(3) Altbatterien und Altakkumulatoren i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom End-
nutzer (§ 2 Abs. 13 BattG) als Besitzer von Altbatterien gemaf § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom
Ubrigen Abfall getrennt zu halten einer getrennten Erfassung zuzufiihren. Dieses gilt geman
§ 11 Abs. 1 Satz 2 BattG nicht fur Altbatterien, die in andere Produkte fest eingebaut worden
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sind. Neben der Erfassungsmaglichkeit der Altbatterien von den Vertreibern nach § 9 Absatz
1 BattG besteht auch die Mdglichkeit der Nutzung des Schadstoffmobils der vom Kreis Bor-
ken beauftragten EGW mbH (Dritter) und des Wertstoffhofes der Stadt Ahaus. Der Kreis
Borken bzw. die von ihr beauftragte EGW mbH (Dritter) und die Stadt Ahaus informieren
daruber, in welcher Art und Weise die getrennte Riicknahme von Altbatterien erfolgen soll.

§ 16
Anmeldepflicht

(1) Der Grundstuckseigentumer hat der Stadt Ahaus den erstmaligen Anfall von Abfallen, die
voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf dem Grundstlick wohnenden Personen sowie je-
de wesentliche Veranderung der anfallenden Abfalle, ihrer Menge oder der auf dem Grund-
stick wohnenden Personenzahl unverzuglich anzumelden.

(2) Wechselt der Grundstickseigentiimer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue Ei-
gentimer verpflichtet, die Stadt Ahaus unverziglich zu benachrichtigen.

§17
Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht

(1) Der Grundstuckseigentiimer, der Nutzungsberechtigte oder der Abfallbesitzer/ Abfallerzeuger
sind verpflichtet, Gber § 16 hinaus alle fur die Abfallentsorgung erforderlichen Auskiinfte zu
erteilen. Hierzu gehort insbesondere die Mitteilung Uber die Anzahl der Beschéftigten, ihre
Arbeitszeiten, die Anzahl der Gaste, die Anzahl der Betten in Kliniken und Beherbergungsun-
ternehmen.

(2) Die Eigentumer und Besitzer von Grundstucken, auf denen Uberlassungspflichtige Abfalle
anfallen, sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefalien
auf ihrem Grundstick sowie das Betreten des Grundstiicks zum Zweck des Einsammelns
und zur Uberwachung des Getrennthaltens und der Verwertung von Abfallen zu dulden.

(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Stadt Ahaus ist zur Prifung, ob die Vorschriften die-
ser Satzung befolgt werden, im Rahmen des § 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu
Grundstucken zu gewahren, fur die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang
besteht.

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen.

(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Stadt Ahaus ausgestellten Dienstausweis
auszuweisen.

(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz) wird inso-
weit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KRWG eingeschrankt.

§18
Unterbrechung der Abfallentsorgung

(1) Unterbleibt die der Stadt Ahaus obliegende Abfallentsorgung bei voruber-gehenden Ein-
schrankungen, Unterbrechungen oder Verspatungen infolge von Betriebsstérungen, Streiks,
betriebsnotwendigen Arbeiten oder behoérdlichen Verfliigungen, werden die erforderlichen
Mafinahmen so bald wie méglich nachgeholt. Dies gilt auch bei witterungsbedingten Stérun-
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gen. Hierbei kann die Stadt eine Ausnahme von § 14 Abs. 6 zulassen.

In Fallen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf ErmaRigung der Geblhren oder auf
Schadensersatz.

§19
Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung/
Anfall der Abfille

Die gebuhrenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungs-einrichtung beginnt,
wenn dem anschluss- und benutzungspflichtigen Grundstiickseigentiimer ein oder mehrere
Abfallgefalte zur Verfligung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfallgefalte ander-
weitig vorhanden sind und diese zur Abfallliiberlassung bereitgestellt werden und das an die
kommunale Abfallentsorgungseinrichtung angeschlossene Grundstlick mit Abfallfahrzeugen
zur Entleerung dieser Abfallbehaltnisse angefahren wird.

Abfalle gelten zum Einsammeln und Befdrdern als angefallen, wenn die Voraussetzungen
des Abfallbegriffs gemal § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfullt sind.

Die Stadt Ahaus ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenstanden suchen zu
lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstande werden als Fundsachen behandelt.

Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfalle zu
durchsuchen oder wegzunehmen.

§ 20
Abfallentsorgungsgebiihren

Far die Inanspruchnahme der Einrichtungen und Anlagen der Abfallentsorgung erhebt die
Stadt zur Deckung der Kosten nach § 6 Abs. 2 KAG Abfallentsorgungsgebihren. Eine ge-
bihrenrechtliche Inanspruchnahme liegt grundsatzlich vor, wenn auf der Grundlage des
Anschluss- und Benutzungszwanges nach § 5 dem Benutzer auf seinem Grundstlick ein
oder mehrere Abfallgefal3e zur Verfligung gestellt und das Grundstlick zur Entleerung der
Abfallgefale turnusmalfig von einem Sammelfahrzeug angefahren wird.

Gebuhrenpflichtig sind die Eigentimer der an die Abfallentsorgung angeschlossenen Grund-
stlicke und der in § 21 genannte Personenkreis. Die Grundstlickseigentimer werden jedoch
nicht dadurch von der Gebuhrenpflicht befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und Be-
nutzungspflichtige vorhanden sind.

Mehrere Eigentimer und die ihnen nach Abs. 2 Gleichgestellten haften als Gesamtschuld-
ner.

Die Gebuhrenpflicht beginnt mit dem Ersten des auf den Anschluss folgenden Monats. Sie
endet mit dem Ende des Monats, in dem der Abfallbehalter ordnungsgeman schriftlich ab-
gemeldet oder eingezogen wird.

Beim Wechsel in der Person des Eigentimers oder des sonstigen Anschlussberechtigten
oder Anschlusspflichtigen geht die Gebuhrenpflicht mit Beginn des auf den Wechsel folgen-
den Monats auf den neuen Gebuhrenpflichtigen Gber.

Die Hohe der Abfallgebulhr richtet sich nach dem Gefal3, und zwar nach der Art des Abfalls,
fur die das Gefall bestimmt ist, nach der GréRRe und der Anzahl der Abfuhren. Die Abfallge-
buhr betragt jahrlich:
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(7)

(8)

9)

(10)

a) fir die braunen Gefalle oder grauen Gefalle mit braunem Deckel zur Erfassung von or-
ganischen Abfallen (Bioabfallgefale) bei 14-taglicher Leerung in den Monaten April bis
November und 4-wdchentlicher Leerung in den Monaten Dezember bis Marz fur einen

80 I-Abfallbeh@lter...........oooiii 52,05 €
120 I-Abfallbeh@Iter...........ooii 64,83 €
240 I-Abfallbehalter..........coooiiiii i 103,17 €

b) fur die grauen Gefalle zur Erfassung von Restmill (Restmiiligefalie)

bei 4-wochentlicher Leerung fur einen

80 [-ADFalIDENAILET ........veiiiiiiiieiieiiie e 73,08 €
120 [-ADBFalIDENAILET ........eeeiiiiiiiiiiie e 96,89 €
240 [-ADBFallDENAILET ........eviieiiiiiiiiiieie i 168,33 €

c) firdie 1.100 I-Container zur Erfassung von Restmuill (Restmdilicontainer)

bei 4-wochentlicher LEerung..............uuuuuuiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiee 730,49 €
bei 14-taglicher LEerung .........cooeviiiiiiiiic e 1.445,90 €
bei wochentlicher Leerung ..., 2.802,17 €
bei 2 x wochentlicher Leerung ... e, 5.406,63 €

Die Gebluhr fir den Bezug von zugelassenen zusatzlichen Restmiillsacken nach § 9 Absatz
2 d wird auf 2,50 € je Windelsack und auf 5,00 € je Restmdllsack festgesetzt. Mit dieser
Gebuhr sind auch die Kosten fir Einsammlung, Transport und Beseitigung des Abfalls ab-
gegolten. Der Windelsack wird aus dem allgemeinen Haushalt der Stadt subventioniert

Fir den Tausch von Abfallbehaltern wird eine Gebuhr je Anfahrt von 10,00 € erhoben. Eine
Gebuhrenpflicht besteht nicht fur die erstmalige Bereitstellung der Abfallbehalter und nicht
fur den Tausch von Behaltern aufgrund von Beschadigungen durch das ausfihrende Ent-
sorgungsunternehmen. Fir eine wiederholte Anfahrt zur Entleerung eines Abfallgefales
aufgrund von Vernachlassigungen des Grundstiickseigentimers oder Verstdlien gegen das
Satzungsrecht wird eine Sondergebihr von 20,00 € erhoben.

Die Gebuhrensatze unter Absatz 6 b) und c) stellen Einheitsgebuhren dar. Hiermit sind fol-
gende Abfallentsorgungsteilleistungen abgegolten: Gestellung der entsprechenden Abfall-
gefalle fur Restmull und Altpapier; Einsammlung, Beférderung und Entsorgung des Rest-
mulls; Einsammlung, Beférderung und Verwertung des Altpapiers, soweit diese Kosten
durch die Altpapierverkaufserldse nicht gedeckt sind; Inanspruchnahme der Wertstoff- und
Sperrmullannahmestelle; Verwertung bzw. Entsorgung von Griin- und Gartenabfallen (au-
Rerhalb der Biotonne), Altholz, Altmetallen und sonstigen sperrigen Abfallen (Sperrmull) aus
Haushalt, Haus- und Kleingarten tber den Wertstoffhof; Aufstellen, Unterhalten und Entlee-
ren von Stral’enpapierkérben, Einsammlung und Entsorgung von verbotswidrigen Ablage-
rungen von den der Allgemeinheit zuganglichen Grundsticken im Stadtgebiet, Abfallbera-
tung und die Leistungen des Kreises nach § 2 Abs. 4 ff.. Ubersteigen die Altpapierverkaufs-
erlése die Kosten der Altpapierentsorgung, flieien diese Mehreinnahmen in die Einheitsge-
bUhrenrechnung ein und wirken sich so positiv auf die Restmuillgebiihr aus. Auch flielien
etwaige Wertstoffverkaufserldse in die GebUhrenkalkulation ein.

Die nach Absatz 6 und Absatz 8 zu entrichtenden Geblhren werden von der Stadt durch
Gebuhrenbescheid, der mit dem Bescheid Uber andere Abgaben verbunden sein kann,
festgesetzt. Sie sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebuhrenbescheides
zu zahlen; gibt der Geblhrenbescheid andere Falligkeitstermine an, so gelten diese. Die
Gebuhren nach Absatz 7 sind direkt bei Aushandigung der Abfallsacke im Birgerbiro der
Stadt Ahaus in bar zu entrichten.
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§ 21
Andere Berechtigte und Verpflichtete

Die sich aus dieser Satzung fur die Grundstiickseigentiimer ergebenden Rechte und Pflichten
gelten entsprechend fir Erbbauberechtigte, Wohnungseigentiimer und sonstige Nutzungsberech-
tigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, NielRbraucher sowie alle sonstigen zum Besitz
eines Grundstticks dinglich Berechtigten. Die Grundstlickseigentimer werden von ihren Ver-
pflichtungen nicht dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichti-
ge vorhanden sind.

§ 22
Begriff des Grundstiicks

Grundstick im Sinne dieser Satzung ist unabhangig von der Eintragung im Liegenschaftskataster
und im Grundbuch und ohne Rucksicht auf die Grundstlicks-bezeichnung jeder zusammenhan-
gende Grundbesitz, der eine selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet.

§ 23
Ordnungswidrigkeiten

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungs-
widrig, wer vorsatzlich oder fahrlassig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er

a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfalle der Stadt Ahaus zum Einsammeln
oder Befordern uberlasst;

b) Uberlassungspflichtige Abfalle der Stadt Ahaus nicht tberlasst oder von der Stadt Ahaus
bestimmte Abfallbehalter und Abfallsacke zum Einfillen von Abfallen nicht benutzt und
damit dem Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwider handelt;

c) den Sortierungs-, Getrennthaltungs- und Ubergabepflichten nach §§ 2 und 3 nicht nach-
kommt;

d) fur bestimmte Abféalle vorgesehene Behalter oder Abfallsacke entgegen § 12 Abs. 4 die-
ser Satzung mit anderen Abfallen fullt;

e) Abfallbehalter entgegen den Befillungsvorgaben in § 12 Abs. 2, Abs. 4, Abs. 5 und
Abs. 6 dieser Satzung befillt;

f) den erstmaligen Anfall von Abféllen oder wesentliche Veranderungen des Abfalls gemaf
§ 16 dieser Satzung nicht unverziglich anmeldet;

g) anfallende Abfélle entgegen § 19 Abs. 2i.V.m. § 19 Abs. 4 dieser Satzung unbefugt
durchsucht oder wegnimmt;

h) entgegen § 12 Abs. 1 anderweitig besorgte Abfallgefalle benutzt und zur Abholung der
Abfalle bereitstellt;

i) entgegen § 10 Abs. 2 und 3 eine Duldung der von der Stadt zugeteilten GefaligroRRe
nicht hinnimmt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbulf3e bis zu 50.000 € geahndet werden, soweit
nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfur eine héhere Geldbul3e vorsehen.
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§ 24
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Abfall- und
Kreislaufwirtschaft in der Stadt Ahaus vom 30.11.2012 auler Kraft.
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Anlage 1 zur Satzung liber die Abfall- und Kreislaufwirtschaft

in der Stadt Ahaus

Folgende Auflistung enthalt Abfalle, die nach § 1 Absatz 2 Nr. 1 Uber die Stadt Ahaus als 6ffent-
lich-rechtlichen Entsorgungstrager im Rahmen dieser Satzung zu entsorgen sind. Darlber hinaus
werden die Einweg-Verkaufsverpackungen aufgefiihrt, die tber die Erfassungssysteme der pri-
vatrechtlichen dualen Systembetreiber zu entsorgen sind (§ 2 Absatz 3). Flankierend zum 6ffent-
lich-rechtlichen Abfallentsorgungssystem bestehen auch fur diese Abfalle die Getrennthaltungs-
pflichten nach dem KrWG und dem VerpackG. Abgesehen von der PPK-Entsorgung nach Nr. 1
durfen Einweg-Verkaufsverpackungen nicht Gber die 6ffentlich-rechtlichen Abfallgefalie entsorgt
werden. Insofern erfolgt diese Auflistung im Kontext einer geordneten gesamtheitlichen Abfallent-
sorgung. Die AbfallschliisselInummer (ASN) dient der Klassifizierung von Abféallen auf der Basis
der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV).

1.

Abfille fiir das AltpapiergefaB, Nutzung des Wertstoffhofes fiir sperrige PPK-Abfille
Hierunter fallen alle Abfalle aus Papier, Pappe und Karton - PPK - (Abfallschlissel-Nr.: 20 01
01). In Erganzung zu den Altpapiergefallen werden am Wertstoffhof der Stadt Ahaus auch
sperrige PPK-Abfalle angenommen.

a) Offentlich-rechtlicher Anteil:
Zeitungen und Zeitschriften, Kataloge und Prospekte, Papier- und Schreibblécke, Hefte,
Blcher, Aktenordner aus Pappe, Wellpappe, Packpapier, Briefumschlage, sowie sonsti-
ge Pappe und Kartons, die nicht unter b) fallen.

b) Privatrechtlicher Anteil der dualen Systembetreiber nach VerpackG
Einweg-Verkaufsverpackungen aus Papier, Pappe und Karton.
Die Stadt Ahaus duldet die Mitbenutzung der Altpapiergefalle fur Einweg-Verkaufs-
verpackungen aus Papier, Pappe und Karton nach dem Verpackungsgesetz (Ver-
packG).

Abfalle fur das BioabfallgefaR
(biologisch abbaubare Kiuchenabfélle und biologisch abbaubare Abfalle aus Garten- und
Parkanlagen)

Hierunter fallen: (Abfallschlissel-Nr.: 20 01 08 und 20 02 01)

Baumschnitt, Blumen, Blumenerde, Eierschalen, Eier, Essensreste, Federn, Fisch- und
Fleischreste, GemuUseabfille, Haare, Heckenschnitt, Holzwolle, Kaffeefilter, Kaffeesatz,
Kleintiermist, Kiichenpapierticher, Laub, Lebensmittelreste, Milcherzeugnisse, Moos, Nuss-
schalen, Obstabfalle, Papiertaschentlcher, Pflanzen, Rasenschnitt, Salatabfalle, Sagespa-
ne, Sagemehl, Servietten, Teebeutel, Unkraut.

Abfille fur das RestmiillgefaB/ den Restmillcontainer
(Abfalle, die keiner Wiederverwertung zugeflhrt werden kénnen.)

Hierunter fallen: (Abfallschlissel-Nr.: 20 03 01 und 20 03 03)

Abdeckfolien, Asche (kalt), Backpapier, Blrsten, Buntstifte, Damenbinden, Disketten, Durch-
schlagpapier, Einmachglaser, Einmalhandschuhe, Einwegrasierer, Feinstrumpfhosen, Fens-
terglas, Feuerzeuge, Filzstifte, Fotos, Gips, Glihbirnen, Gummi, Hygieneartikel, Kdmme,
Kaffee- und Teekannen, Kaugummi, Kehricht, Keramik, Kerzenreste, Klebeband, Klebeeti-
ketten, Kondome, Kosmetiktiicher, Kugelschreiber, Laminat, Leder, Lumpen, Musikkasset-
ten, verschmutztes und beschichtetes Papier, Pergamentpapier, Pinsel, Porzellan, Putzlap-
pen, Q-Tips, Rasierklingen, Abfalle aus der Reinigung von Schornsteinen, Seidenstrimpfe,
Speisedle und Speisefette, Spielzeug, Staubsaugerbeutel, Tampons, Tapeten, Taschenti-
cher, Thermoskannen, Tontdpfe, Trinkglaser, Verbandsmaterial, Videokassetten, Vogelsand,
Watte, Zahnbirsten, Zigarettenkippen, Zigarettenasche, Windeln, Wundpflaster.

Abfille fur die privatrechtliche ,,gelbe Tonne“ nach VerpackG:
Hierunter fallen: (Abfallschlissel-Nr.: 15 01 06)



Sitzungsvorlage Nr. V/2022/0580 vom 25.11.2022 Seite 18 von 20

Uber die ,gelbe Tonne* kénnen Einweg-Verkaufsverpackungen, die nicht aus Glas oder PPK
bestehen, entsorgt werden. Unter Einweg-Verkaufsverpackungen fallen auch Verbundstoffe

aus PPK, Kunststoffen und Metallen, die nicht voneinander getrennt werden kénnen. Reicht

die Kapazitat der ,gelben Tonne® fir die Entsorgung von Einweg-Verkaufsverpackungen vo-

ribergehend nicht aus, kdnnen diese Abfalle Gber den Wertstoffhof der Stadt Ahaus entsorgt
werden.

Im Einzelnen:

Plastikbecher fur Sahne, Joghurt, Margarine, Frischkase, Quark usw.; Milch- und Getranke-
tlten (Tetra Packs); Joghurt- und Sahnebecher aus beschichtetem Papier; Flaschen aus
Kunststoff, z.B. flr Splimittel, Kérperpflegemittel, Waschmittel usw.; kleine Tuten und Beutel
z.B. Nudeltiten, Titen von Rosinen, Nissen usw.; Netze von Zitrusfriichten, Kartoffeln,
Zwiebeln usw.; Kunststofftiten; Verpackungsfolien von Toilettenpapier, Tempos, Windeln
usw.; Kunststoffsdcke flir Gartenerde, Gartendinger, Torf usw; Schrumpffolien, z.B. Verpa-
ckungen von Blchern, Kleingeraten, Baumaterialien usw.; Farbeimer, vollstandig entleert
(spachtelrein und tropffrei); Styroporformteile (z.B. Verpackungsmaterial von Elektrogeraten);
Getranke- und Konservendosen, leere Farb- und Spraydosen; Kronkorken, Twist-Off-
Verschllsse; Deckel von Joghurt-, Sahne- und Quarkbecher, Aluminiumfolie, Silberfolie von
Schokolade; Dosen und andere Behalter aus Aluminium, z.B. fir Hunde- und Katzenfutter,
Fisch; Menubehalter; Verpackungen von Butter, Kaugummi (Papier mit Aluminium); Schach-
teln von Schokokissen (Karton mit Aluminium); Tablettenverpackungen aus Kunststoff mit
Aluminium (Blister); alubeschichtete Verpackungen z.B. Kaffeetlten; Pflanztopfe.

5. Abfalle fiir die im gesamten Stadtgebiet dezentral aufgestellten privatrechtlichen De-
potcontainer fiir Altglas nach VerpackG:
Hierunter fallen alle Glasverpackungen, sortiert nach Weilkglas, Griinglas und Braunglas.
Glasverpackungen in den Farben blau, gelb oder rot sind tber den Griinglas-Container zu
entsorgen.

Hierunter fallen: (Abfallschlissel-Nr.: 15 01 07)

Hohlglas wie z.B. Glaser mit Schraubverschluss, wie z.B. Marmeladen-, Honig-, Gurken-
oder Olivenglaser. Glasflaschen, wie z.B. Sekt-, Wein-, Sirup- oder Schnapsflaschen. Phar-
mazeutische Glasbehalter und Flaschen. Kleinere Flaschchen aus Glas, wie z.B. von Hus-
tensaft, Parfim oder Nagellack.

6. Annahme von Elektro- und Elektronik-Altgeraten, Altbatterien und Altakkumulatoren
am Wertstoffhof der Stadt Ahaus:

Grundsatzlich sind Handler und Vertreiber von Elektro- und Elektronikgeraten mit einer Ver-
kaufsflache von mehr als 400 m? nach § 17 Absatz 1 ElektroG verpflichtet, die Altgerate kos-
tenlos wieder zurtickzunehmen. Darlber hinaus steht der Wertstoffhof fur eine gebuhrenfreie
Abgabe von Elektro- und Elektronik-Altgeraten zur Verfigung. Der Wertstoffhof gilt als
Sammelstelle nach § 13 Absatz 1 ElektroG.

Bis auf wenige Ausnahmen fallen alle Gerate, die Strom — ob aus der Steckdose, dem Tele-
fonkabel oder einer Batterie — fir ihre Funktion bendtigen, unter das Elektro- und Elektronik-
gerategesetz (ElektroG), Abfallschlissel-Nr.: 20 01 36. Hierzu zahlen auch zum Beispiel Pe-
delecs bis maximal 25 km/h, Photovoltaikmodule, Nachtspeicheréfen und Leuchten. Der
Letztbesitzer von Elektro- und Elektronikgeraten ist zusatzlich verpflichtet, Altbatterien und
Altakkumulatoren, die nicht vom Altgerat fest umschlossen sind, vor der Abgabe am Wert-
stoffhof von diesen zu trennen und getrennt nach § 15 Absatz 3 u.a. auch Gber den Wert-
stoffhof der Stadt Ahaus zu entsorgen (§ 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG). Zusatzlich steht flr die
Entsorgung von Altbatterien auch das Schadstoffmobil des Kreises Borken zur Verfugung.

7. Annahme von Sperrmiill am Wertstoffhof der Stadt Ahaus, getrennt nach Altholz, Alt-
metall, Kunststoff und sonstigem Sperrmiill:

Sperrmiill: (Abfallschlissel-Nr.: 20 03 07)
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Hierunter fallen Mébel und Mdbelteile, Matratzen, Sprungrahmen, Fahrrader, Teppiche und
Bodenbelage, Bilder, Wohnungsdekorationen, Kinderwagen, Blgelbretter, Waschestander,
Blumenkasten, Gartengerate, Gartenmdbel, Jalousien und Rollos (Innen), Kleintierkafige,
Koffer, Leitern, Sportgerate, gro3e Spielzeugteile und Altmetalle, soweit diese nicht Gber das
Restmuiillgefal entsorgbar sind.

Sind von den o.g. sperrigen Abfallen Altholz-, Altmetall- und Kunststoffteile abtrennbar, sind
diese getrennt vom Ubrigen gemischten Sperrmull dem Wertstoffhof zu Ubergeben (Ge-
trennthaltungspflichten).

8. Annahme von Garten- und Griinabfallen (Griinschnitt) am Wertstoffhof der Stadt Ah-
aus:
Hierunter fallen:
Baumschnitt, Strauch- und Astwerk aus Garten und Kleingarten, soweit diese Abfalle nicht
Uber das Bioabfallgefall entsorgbar sind.

Sachdarstellung

Das Jahr 2021 schlieRt geblhrenrechtlich mit einer Uberdeckung i.H.v. 308.844,75 € ab. Diese
Uberdeckung ist insbesondere auf die Entwicklung der Abfallmengen sowie héhere Verwer-
tungserldse aus der Altpapiervermarkung zuriickzufihren. Die wesentlichen Positionen der
Nachkalkulation der Abfallgebthren flir das Jahr 2021 sind in der Anlage 01 dargestellt und er-
[Butert.

Somit erhdht sich die Geblhrenausgleichsriicklage, die Ende des Jahres einen Bestand von
21.375,49 € aufwies, auf 330.220,24 €.

Die wesentlichen Kostenansatze zur Ermittlung der Abfallgebihren werden durch die Kosten fur
Sammlung und Transport durch die Fa. Stenau und durch die Verwertungskosten bzw. die Ge-
buhren fur die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen des Kreises Borken bzw. der Entsor-
gungsgesellschaft Westmunsterland mbH (EGW) bestimmt. Hierbei betragt der Kostenanteil fur
den Kostenanteil Sammlung und Transport ca. 30 % und fiir die Verwertung ca. 70 %. Im Rah-
men einer Entgeltanpassung zum bestehenden Entsorgungsvertrag und zum Betrieb des Wert-
stoffhofes aufgrund gestiegener Kraftstoffkosten wurden Kostenanpassungen in Héhe von 15 %
bertcksichtigt. Die geringe Erhéhung der Verwertungskosten bei der EGW wurde mit 1 % be-
rucksichtigt.

Die Abfallgebuhrenkalkulation fur das Jahr 2023 (Anlage 02) kommt aufgrund der stabilen Ver-
wertungskosten bei der EGW und den Kostenerstattungen und Erldsen fur die Wertstoffverwer-
tung zu einem guten Ergebnis mit leicht sinkenden Gebuhren fir das Jahr 2023. Weitere Erlaute-
rungen zu den wesentlichen Positionen der Kalkulation sind der Anlage 03 zu entnehmen.

Danach ergibt sich folgender Gebuhrenvergleich zwischen den Jahren 2022 und 2023:
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Art der Gefélle Jahresgebiihr Differenz/Jahr mehr/weniger
2023 2022 absolut relativ pro Monat
Restmull (4-wdchentliche Leerung)
80 I-Gefan 73,08 | € 78,01 -4.93 € -6,32%) € (0,41
120 I-Gefall 96,89 | € 102,79 -5.90 € -6, 74%] € (0,49
240 |-Gefalk 168,33 | € 177,16 8,83 € -4,98%| € {0,74)]
1.100 -Container (4-wdchentliche Leerung) 730,49 | £ 781,81 -51.32€ -6,96%) € (4.28))
1.100 I-Container (14-tégliche Leerung) 1.44590 | € 1.481,92 -36,02 € -2 43%| € (3,00
1.100 I-Container {wdchentliche Leerung) 280217 (€ 2.882,18 -80,01 € -2,78%| € {6,67)
1.100 FContainer (2 x wichentliche Leerung} 5.406,63 | € 5.682,63 -276,00€ -4.86%) € (23,00
Bioabfille (ab 2008: 14-taglich; Dezember - Marz 4-wdchentlich)
80 I-Gefalk 5205 | € 55,28 -323€ -5,84%] € (0,27)
120 I-Gefai 64,83 | € 68,61 -3,78 € -5,91%| € {0,31)]
240 I-Gefalk 103,17 | € 108,61 -5.44 € -5,01%| € {0,45)]
Finanzielle Auswirkungen
X Ja [ ] Nein
Budget: Abfallwirtschaft 11.01
Malnahme: Gebiuhrenkalkulation 2023
Ergebnisplan:
Pos. Bezeichnung Betrag in €
04 Benutzungsgebihren und dhnliche Entgelte 2.530.000
Finanzplan:
Pos. Bezeichnung Betrag in €
04 Benutzungsgebihren und dhnliche Entgelte 2.530.000
Prifung der Umwelt- und Klimarelevanz
X keine [] positiv [ teils/teils [ ] negativ

Alternativen / Optimierung:

[ ]lkeine

[]|folgende OptimierungsmaRnahmen werden berticksichtigt:

[]|werden aus folgenden Griinden nicht vorgeschlagen:

Anlagen

Anlage 01: Betriebskostenabrechnung — Nachkalkulation 2021 - Abfallentsorgung

Anlage 02: Gebuhrenbedarfsberechnung 2023 - Abfallentsorgung

Anlage 03: Erlauterungen zu den wesentlichen Kostenansatzen im Bereich der Abfallentsorgung



	Neu_voname
	Neu_vocdat
	Gremium
	Datum
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschluß
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	SMC_BM_VOTEXT5
	Anlage

